
An: Direktion der Justiz und des Innern

Zürich, 06.04.2013

Vernehmlassungsantwort Meldewesen und die Einwohnerregister (MERG)

Die Piratenpartei begrüsst die Zusammenlegung der Einwohner- und Melderegister

grundsätzlich aufgrund der gesteigerten Efzienz sowie den Vorteilen für die Bürger. Es ist

jedoch ein Auge darauf zu halten, dass die Prinzipien der Datensparsamkeit gewahrt werden.

So ist es beispielsweise unverständlich, dass die Wohnungsnummer im Register gespeichert

wird. Für Amtliche belange sollte die postalische Anschrift genügen.

Des weiteren ist die Pficht der Vermieter/Logisgeber ihre Mieter/Gäste zu melden aus diesem

Gesetz zu nehmen. Die Durchsetzung der Meldepficht ist nicht an die Vermieter/Logisgeber zu

delegieren. Ausserdem lassen sich so Entwicklungskosten für das Vermieter/Logisgeber-Portal

einsparen.

Die Weitergabe von Daten an religiöse Gemeinschaften ist aus dem Gesetz zu streichen. Es gibt

keinen Grund, dass der Kanton die Mitglieder-Datenbanken von privaten Organisationen

mitfnanzieren und mitführen soll.

Da gleiche gilt für die Weitergabe an Privatpersonen

Bei der Auftragsvergabe erinnert die Piratenpartei an die Abhörkapazitäten der NSA, daher

sollen alle Zugrife auf das Melderegister über gesicherte Leitungen erfolgen.

Hier die Kritik an den einzelnen Paragraphen:

• § 4 Abs. 2 lit. d-e sind aufgrund der Datensparsamkeit zu streichen

• § 4 Abs. 3 ist dahingehen zu ergänzen dass Fragen zur Religion verboten sind

• § 4 Abs. 4 ist zu streichen, Vermieter/Logisgeber sollen nicht in die Pficht genommen

werden. Art. 12 RHG wird jetzt schon verletzt.

• § 5 und 6 sind ersatzlos zu streichen. Gleiche Begründung wie im vorhergehenden Punkt.

6. April 2014 Seite 1/2

Piratenpartei Zürich
8000 Zürich
zh.piratenpartei.ch

http://zh.piratenpartei.ch/


Vernehmlassungsantwort MERG

• § 8 Abs. 2 lit. c ist zu streichen. Die Wohnungsnummer muss nicht gespeichert werden

(Datensparsamkeit).

• § 11 Abs. 1 lit. b-c sind zu streichen, Siehe Argumentation zu § 4.

• § 14 ist ersatzlos zu streichen, die Daten sollen von den Gemeinden zu keinem Zweck

an private rausgegeben werden. Sollte dieser Paragraph drin bleiben, sollen Personen

bei der Anmeldung explizit einer Weitergabe zustimmen (opt-in).

• § 15 ist ersatzlos zu streichen. Es wiederpricht der Trennung von Kirche und Staat dass

der Staat Informationen über seine Bürger an religiöse Institutionen weitergibt..

• § 33 ist ersatzlos zu streichen. Siehe Argumentation zu § 4.

Für die Piratenpartei Zürich

Patrick Stählin, Vorstand Piratenpartei Zürich
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